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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Männer Appenzell-Innerrhodens lehnten an der Landsgemeinde vom 29. April die
von Regierung und Parlament empfohlene Einführung des kantonalen Frauenstimm-
und wahlrechts nach 1973 und 1982 zum dritten Mal deutlich ab. Als Reaktion darauf
erhoben Appenzeller Bürgerinnen und Bürger beim Bundesgericht staatsrechtliche
Beschwerde. Im weitern reichten sie eine Volksinitiative für die politische
Gleichberechtigung ein; die Regierung kündigte im Herbst an, dass sie das Begehren
mit einer zustimmenden Empfehlung an der Landsgemeinde vom nächsten Frühjahr zur
Abstimmung bringen werde. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.04.1990
HANS HIRTER

Das Bundesgericht befasste sich am 27. November mit den Beschwerden und kam
einstimmig zum Entscheid, dass der Kanton Appenzell-Innerrhoden den Frauen ab
sofort das vollumfängliche aktive und passive Stimm- und Wahlrecht zugestehen
muss. Das Richterkollegium begründete sein Urteil mit dem Gleichberechtigungsartikel
der Bundesverfassung (Art. 4.2 BV). Dieser sei direkt anwendbar und den Bestimmungen
von Art. 74.4 BV über die kantonale Regelung des Wahlrechts übergeordnet. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.11.1990
HANS HIRTER

Der negative Entscheid der Landsgemeinde führte auch zu parlamentarischen
Vorstössen auf Bundesebene. Mit Motionen forderten die Fraktionen der CVP und der
GP sowie die Freisinnige Nabholz (ZH) Verfassungsänderungen, welche die politische
Gleichberechtigung auch für die Kantone zwingend vorschreiben. Der Bundesrat
beantragte anfangs Oktober, die Motionen bloss in Postulatsform zu überweisen, da
nach dem Bundesgerichtsurteil über die erwähnten staatsrechtlichen Beschwerden auf
eine aufwendige Verfassungsänderung eventuell verzichtet werden könne. Falls das
Urteil negativ ausfalle und auch die Landsgemeinde die Einführung des kantonalen
Frauenstimmrechts 1991 nochmals ablehne, werde er unverzüglich die geforderte
Verfassungsrevision einleiten. 3

MOTION
DATUM: 14.12.1990
HANS HIRTER

Der positive Ausgang dieser Abstimmung liess auch die Zahl der Kantone, welche das
Stimmrechtsalter in kantonalen Belangen noch nicht gesenkt haben, rasch
schrumpfen. Ende Jahr verblieben in dieser Gruppe nur noch St. Gallen und Appenzell-
Innerrhoden, wo entsprechende Vorlagen 1992 dem Volk vorgelegt werden sollen. 4

ANDERES
DATUM: 09.12.1991
HANS HIRTER

Als letzter Kanton hat St. Gallen das Stimm- und Wahlrechtsalter auf 18 Jahre gesenkt.
In der Waadt empfahlen die Kantonsregierung und das Parlament die Ablehnung der
1991 eingereichten Volksinitiative für die Einführung des aktiven und passiven
Stimmrechts in Kantons- und Gemeindeangelegenheiten für Ausländer mit
Niederlassungsbewilligung. Das von den Gewerkschaften, der SP und den Grünen
unterstützte Volksbegehren gelangte noch im Berichtsjahr zur Abstimmung und wurde
mit einem Neinanteil von 74% deutlich abgelehnt. In Genf sprach sich die
Kantonsregierung ebenfalls gegen eine ähnliche Initiative aus.
In den Kantonen Bern und Basel-Stadt wurden ähnliche Volksinitiativen eingereicht. Im
Kanton Bern hatte sich das Parlament bereits anlässlich der Beratung der Totalrevision
der Kantonsverfassung mit dieser Frage zu befassen. Ein von der Kommission
vorgeschlagener Artikel, welcher die fakultative Einführung des Ausländerstimmrechts
auf Gemeindeebene vorsah, wurde aus abstimmungstaktischen Gründen vom Grossen
Rat wieder gestrichen. Immerhin beschloss das Parlament eine Motion, welche diesen
Artikel der Volksinitiative als Gegenvorschlag gegenüberstellen will. Eine weitere
Volksinitiative für die Einführung des Ausländerstimmrechts wurde im Kanton Tessin
lanciert. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.1992
HANS HIRTER
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Das Anliegen der Einführung des Wahl- und Stimmrechts für niedergelassene
Ausländer konnte auch im Berichtsjahr keinen Durchbruch verzeichnen. In Genf
empfahl das Parlament zwei Volksinitiativen für die Einführung des integralen resp.
lediglich des aktiven Stimm- und Wahlrechts zur Ablehnung. Die beiden Begehren
wurden vom Volk am 6. Juni resp. am 28. November mit jeweils 71 Prozent Nein-
Stimmen abgelehnt. Im Kanton Bern beantragte die Regierung immerhin, der 1992
eingereichten Volksinitiative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen, der die
fakultative Einführung auf Gemeindeebene erlaubt. Sie entsprach damit einer vom
Parlament im Rahmen der Totalrevision der Verfassung überwiesenen Motion. Im
Kanton Zürich folgte das Volk der Empfehlung von Regierung und Parlament und lehnte
eine Volksinitiative für das fakultative kommunale Ausländerstimmrecht mit 74 Prozent
Nein-Stimmen deutlich ab. In Basel-Stadt sprachen sich Regierung und Parlament
gegen eine Volksinitiative für das kantonale Ausländerstimmrecht aus. Neue
Volksinitiativen für das Ausländerstimmrecht auf kantonaler Ebene resp. für die
fakultative gemeindeweise Einführung wurden im Berichtsjahr in den Kantonen
Freiburg und Aargau eingereicht. Die im Tessin im Vorjahr lancierte Initiative erreichte
die erforderliche Unterschriftenzahl nicht. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
HANS HIRTER

Im Kanton Genf unternahm die Regierung einen neuen Anlauf in Richtung politische
Gleichstellung der Ausländer und Ausländerinnen. Sie beantragte dem Parlament eine
Verfassungsänderung, welche den Gemeinden erlauben würde, das kommunale
Ausländerstimm- und -wahlrecht einzuführen. Im Kanton Jura, wo Ausländer sowohl
auf kantonaler als auch kommunaler Ebene über das aktive Stimm- und Wahlrecht
verfügen (mit Ausnahme von Abstimmungen über Verfassungsänderungen), beschloss
das Parlament in erster Lesung, dass diese in Zukunft auch in die kommunalen
Parlamente wählbar sein sollen. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.11.1998
HANS HIRTER

Der Grosse Rat des Kantons Genf empfahl die beiden im Vorjahr eingereichten
Volksinitiativen für die Einführung des Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene zur
Annahme. Gefordert wird damit die Einführung des aktiven resp. des integralen (d.h.
aktiven und passiven) Stimmrechts für niedergelassene Ausländer.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2004
HANS HIRTER

Im Kanton Genf entschieden die Bürgerinnen und Bürger über zwei Volksinitiativen zur
Einführung des kommunalen Stimm- und Wahlrechts für Ausländer, die seit acht
Jahren im Kanton wohnen. Die eine wollte dieses auf das aktive Wahlrecht
beschränken, die zweite auch die Wählbarkeit einschliessen. Damit legten die Initianten
zwei Möglichkeiten mit unterschiedlicher Reichweite vor, nachdem das Volk 2001 eine
weiter gehende Vorlage abgelehnt hatte. Dass die Initianten damit taktisch klug
gehandelt hatten, zeigte das knappe Abstimmungsresultat: Die weniger weit gehende
Initiative wurde mit 52% Ja knapp gutgeheissen, diejenige, die auch die Wählbarkeit
einführen wollte, hingegen mit 53% Nein abgelehnt. Die Liberalen und die SVP hatten zu
beiden Vorlage die Nein-Parole ausgegeben. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.05.2005
HANS HIRTER

Im Kanton Bern, wo ein fakultatives kommunales Stimm- und Wahlrecht für Ausländer
eingeführt werden sollte, stimmten auf Empfehlung des Grossen Rates und der
bürgerlichen Parteien 72% der Urnengänger dagegen. Die Regierung des Kantons Luzern
unterstützt die vom Verein Secondas Plus eingereichte Initiative für die fakultative
Einführung des kommunalen Ausländerstimmrechts. Allerdings verlangt sie in einem
Gegenvorschlag eine einheitliche Regelung für alle interessierten Gemeinden.
Schweizweit gibt es bisher acht Kantone, die ein solches fakultatives kommunales
Stimm- und Wahlrecht für Migranten kennen. Es sind dies Neuenburg, Jura, Genf,
Waadt, Freiburg, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Basel-Stadt. In Basel-Stadt
wurde die fakultative Erweiterung des kommunalen Wahl- und Stimmrechts auf weitere
Personengruppen allerdings weder von Riehen noch von Bettingen umgesetzt. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

La CIP-CN propose, comme le Conseil fédéral, d'adopter le projet d'arrêté fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bâle-Ville, de Bâle-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. Pour les cantons de Schwyz et de Fribourg, la modification apportée vise à
davantage de transparence du financement de la vie politique. Le canton de Zoug
précise le droit de vote suite à la révision des dispositions du Code civil (CC) relatives à
la protection de l'adulte, au droit des personnes et au droit de la filiation. Le canton de
Bâle-Ville souhaite l'abandon du quorum lors d'élections au Grand Conseil. Dans sa
nouvelle constitution, il inscrit le droit au logement sous le titre «Garantie des droits
fondamentaux» et instaure des mesures de protection du logement. Pour Bâle-
Campagne, les membres du Conseil d'Etat ne pourront plus faire partie de l'Assemblée
fédérale. Enfin, une nouvelle date pour le dépôt des initiatives est fixée dans la
constitution d'Appenzell Rhodes-Intérieures. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.02.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont adopté le projet d'arrêté fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bâle-Ville, de Bâle-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2019
DIANE PORCELLANA

Wahlen

Wahlen

Durant l'année 2018, les autorités des cantons de Berne, de Nidwald, d'Obwald, de
Zoug, de Glaris, des Grisons et de Genève ont été renouvelées. Le PLR a sauvé ses
sièges laissés vacants dans les exécutifs de Berne, de Nidwald, de Zoug et de Genève. Le
PS a réussi à maintenir les siens à Berne et aux Grisons; tout comme le PBD à Glaris, le
PCS à Obwald, les Verts à Berne et l'UDC à Nidwald. 
Alors que le PDC avait assuré son siège lors de l'élection complémentaire de 2016 à
Obwald, il l'a finalement perdu au profit de l'UDC. En Appenzell Rhodes-Intérieures,
Thomas Rechsteiner (pdc), en retrait, a lui aussi été remplacé par un UDC, Ruedi Eberle.
Le Parti du centre a récupéré un des deux fauteuils du PBD aux Grisons et celui de
l'Alternative verte à Zoug. Le conseiller d'Etat sortant genevois Luc Barthassat (pdc) n'a
pas été réélu, tout comme les conseillers municipaux des villes de Zürich et
Winterthour, respectivement Josef Lisibach (udc) et Claudia Nielsen (ps). Enfin, lors de
l'élection complémentaire organisée dans le canton de Fribourg, le siège Vert a été
cédé au PLR.

S'agissant des législatifs cantonaux, le PS a gagné au total 13 sièges (BE: +5; OW: +2; GL:
+1; ZG: +2; GR: +3), mais en a perdu 3 à Genève. A l'inverse, le PDC a remporté un
douzième mandat à Genève et a vu son nombre de représentants diminuer dans
plusieurs cantons (OW: -3; NW: -1; ZG: -1; GR: -1). Le PLR a renforcé sa présence dans
les cantons de Berne (+3 sièges), des Grisons (+3), de Genève (+4) et de Nidwald (+2).
Dans les autres cantons, il en a perdu 4 (OW: -2; GL: -1; ZG: -1). Les Verts ont surtout
progressé à Genève avec un gain de 5 mandats. Ils ont décroché un dixième siège au
parlement zougois et ont cédé 2 des leurs à Berne. Les Vert'libéraux ont obtenu 2
sièges supplémentaires à Glaris et 1 aux Grisons. Sauf à Obwald (+2) et aux Grisons (-),
l'UDC n'a enregistré que des pertes (BE: -3; GE: -3; NW: -2; GL: -2; ZG: -1). Il a cédé 3
fauteuils à Winterthour et le double dans la ville de Zürich. Le PBD figure également
parmi les perdants avec 7 députés en moins (GR: -5; GL: -1; BE: -1), tout comme le MCG
(GE: -8) et le PEV (BE: -2). 

Il n'y a eu que dans le législatif du canton d'Obwald et de la ville de Zürich, où le nombre
de femmes s'est amoindri par rapport aux élections précédentes (OW: de 16 à 14 sièges;
Zürich: de 42 à 40). La présence féminine au gouvernement zougois est assurée avec
l'élection de Silvia Thalmann-Gut (pdc). Berne et Genève comptent désormais une
ministre supplémentaire. Le gouvernement grisonnais est devenu exclusivement
masculin suite au départ de Barbara Janom Steiner (pbd), et Anne-Claude Demierre
(FR, ps) n'a plus de collègue féminine suite à la démission de Marie Garnier (FR, verts).
L'exécutif de Winterthour possède une femme de plus dans ses rangs, avec l'élection
de la socialiste Christa Meier. 

WAHLEN
DATUM: 01.01.2018
DIANE PORCELLANA
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En parallèle des élections cantonales et communales, le Conseil national n'a pas donné
suite à une initiative parlementaire prônant une représentation équilibrée des sexes au
Parlement. Il a également, lors du vote final, rejeté le projet pour la souveraineté des
cantons en matière de procédure électorale. Enfin, l'auteur de la fraude électorale, lors
des élections cantonales valaisannes 2017, a été condamné à 12 mois de prison avec
sursis. 12

Wahlen in kantonale Parlamente

Zu den alljährlich an der Landsgemeinde stattfindenden Erneuerungswahlen des
Parlaments lassen sich keine Zahlen zur parteipolitischen Zusammensetzung angeben,
wie in Ausserrhoden treten auch hier nicht verschiedene Parteien gegeneinander an.
Da es in Appenzell-Innerrhoden neben der CVP keine anderen Parteien gibt, darf
angenommen werden, dass auch die grosse Mehrheit der Parlamentarier dieser Partei
zumindest nahesteht. Auf die Einführung des kantonalen Frauenstimm und -wahlrechts
wird an anderer Stelle eingegangen. 13

WAHLEN
DATUM: 29.05.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den alljährlich eine Woche nach der Innerrhoder Landsgemeinde stattfindenden
Erneuerungswahlen des Parlaments wurde – nachdem 1990 das Frauenstimm- und
Wahlrecht eingeführt worden war – erstmals eine Frau ins 61köpfige Parlament
gewählt. Da es im Innerrhoder Parlament keine Fraktionen gibt können nur ungefähre
Angaben zur parteipolitischen Zusammensetzung des Parlaments gemacht werden. Die
grosse Mehrheit der Parlamentsmitglieder gehört der CVP an oder steht ihr zumindest
nahe. 14

WAHLEN
DATUM: 05.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der alljährlich eine Woche nach der Innerrhoder Landsgemeinde stattfindenden
Erneuerungswahl des Innerrhoder Parlaments, in welchem neben der CVP offiziell keine
anderen Parteien existieren, wurden vier Frauen neu in den 65köpfigen Rat gewählt,
womit deren Vertretung auf sieben anstieg. 15

WAHLEN
DATUM: 02.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Grosse Verschiebungen in der parteipolitischen Zusammensetzung ergaben sich bei
den Wahlen in den Grossen Rat des Kantons Genf. Für die Verschiebungen im linken
Spektrum war der wichtigste Grund das Nichtzustandekommen des seit rund dreissig
Jahren praktizierten Wahlbündnisses zwischen Sozialisten und Kommunisten.

Der Konflikt nahm seinen Anfang in der Genfer Regierung. Dem seit zwölf Jahren im
Amt stehenden sozialdemokratischen Regierungsrat Grobet verweigerte die
Parteileitung wegen der Amtszeitbeschränkung die Kandidatur für eine vierte
Amtsperiode, worauf dieser aus der Partei austrat und sich auf der Liste der PdA mit
dem Namen "Alliance de gauche — Parti du travail, solidarités, indépendants" als
unabhängigen Kandidaten aufstellen liess. Da er sich auf einer neuen Liste bewarb,
musste er gemäss den geltenden Regelungen auch für den Grossen Rat kandidieren. Die
bereits vorher erarbeitete Bündnisplattform zwischen SP, PdA und Grünen wurde
darauf von der SP-Generalversammlung mit 98 zu 85 Stimmen für ungültig erklärt,
wodurch der Entscheid zur Listenverbindung sowohl mit der Alliance als auch mit der
GP aufgehoben wurde. 16

WAHLEN
DATUM: 10.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Durch diesen Alleingang verlor die SP bei den Wahlen sechs ihrer 21 Mandate und über
5% Wähleranteil. Auch die Grünen mussten einen Verlust von fünf Sitzen sowie eine
Einbusse von über 4% Wähleranteil hinnehmen. Mit 7,9% der Stimmen schaffte die GP
das Quorum von 7% nur noch knapp. Von diesen Verlusten konnte die "Alliance de
gauche" als linke Sammelbewegung mit der PdA an der Spitze profitieren. Sie erhielt 21
Sitze und 19% Wähleranteil (PdA 1989: 8 Sitze, 8,0% Wähleranteil). Damit erhöhte der
rot-grüne Block seine Vertretung um insgesamt zwei Sitze auf 44. Die bürgerliche
"Entente", zusammengesetzt aus FDP, CVP und LP, legte insgesamt sieben Mandate zu
und erreichte mit 56 von hundert Sitzen eine komfortable Mehrheit in der Legislative.
Innerhalb der Entente gewannen die LP fünf und die FDP zwei Sitze hinzu, während die
CVP mit 14 Mandaten stagnierte. Die insgesamt neun Sitzgewinnne des bürgerlichen
und rot-grünen Lagers gingen alle auf Kosten des rechtsnationalistischen, aus der

WAHLEN
DATUM: 17.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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früheren Vigilance entstandenen "Mouvement patriotique genevois (MPG)", welches
nicht mehr als eigene Liste, sondern zusammen mit der SVP erfolglos unter dem
Listennamen "Unis pour Genève" antrat. Als Konkurrenz vor allem zur CVP, teilweise
aber auch zum radikal-liberalen Lager kandidierte erstmals eine rechtsbürgerliche Liste
namens "Défi – pour une économie forte et imaginative", die aus Kreisen des Gewerbes
und der Auto-Partei entstanden war. Mit 3,2% Wähleranteil blieb aber auch sie
chancenlos. Der Frauenanteil stieg von 32 auf 36%, wobei die weibliche Vertretung
wiederum bei der SP am höchsten ausfiel (60%). Von allen kantonalen Parlamenten
blieb damit dasjenige Genfs das frauenfreundlichste. 17

Die Gesamterneuerungswahlen für fünf Kantonalparlamente (AG, GE, NE, SO, VS)
konnten gewisse Tendenzen, welche sich in den Vorjahren abgezeichnet hatten,
bestätigen; sie lassen sich indessen nicht in jedem Fall eindeutig interpretieren, da zum
Teil gegenläufige Bewegungen festzustellen sind. Bei den bürgerlichen Parteien wurde
der Aufwärtstrend der FDP teilweise bestätigt; sie verlor zwar im Kanton Aargau vier
Sitze, insgesamt gewann sie jedoch fünf Mandate hinzu. Die SVP trat nur im Kanton
Aargau an, wo sie zwei Sitzgewinne verzeichnete. Der Abwärtstrend der CVP wurde auch
im Berichtsjahr mit dreizehn Sitzverlusten (inkl. Junge CVP im Aargau) klar bestätigt. Bei
der SP konnte nur in der Deutschschweiz ein Aufschwung festgestellt werden. In der
Romandie, insbesondere im Kanton Genf, war eine verstärkte Polarisierung zwischen
den Extremen zu Lasten der SP feststellbar, während in Neuenburg ein Rechtsrutsch
stattfand. Wie schon im Vorjahr setzte sich die Erosion der Grünen Partei sowohl in der
Deutschschweiz als auch in der Romandie fort, wobei die Verluste im Kanton Genf am
empfindlichsten waren. Bei den kleineren Parteien waren nur geringfügige
Verschiebungen festzustellen, ausser bei der Genfer PdA, welche sich zu einem
breiteren linksalternativen Sammelbecken entwickelt hat, und der Auto-Partei im
Kanton Aargau, die sich mit sieben Mandatsgewinnen als mittelgrosse Kraft mit 19 Sitzen
und 9,4% Wähleranteil etablierte.

Spektakulär war der Zuwachs des Frauenanteils, insbesondere in den Parlamenten der
Kantone Solothurn und Neuenburg, in welchen sich die Frauenvertretung verdreifachte
resp. verdoppelte. Die starke Zunahme konnte teilweise auf die Umstände der
Bundesratsersatzwahl, bei welcher die sozialdemokratische Kandidatin Christiane
Brunner von der Bundesversammlung nicht gewählt worden war, zurückgeführt werden.
Insgesamt waren von 689 in fünf Kantonen gewählten Parlamentsmitgliedern 195 Frauen
(28,3%). Am frauenfreundlichsten aller Kantone wählte der Kanton Genf mit einem
Anteil von 36%, gefolgt vom Kanton Solothurn mit 34,7%. Unter den bürgerlichen
Parteien konnte die CVP am meisten Frauen in ihre Parlamentsvertretungen schicken.
Nach wie vor an der Spitze lag die SP, welche mit bis zu knapp 66% Frauenanteil (AG) in
den Parlamenten repräsentiert ist.

WAHLEN
DATUM: 30.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als erster Kanton in der Nachkriegszeit wählte Genf ein Parlament mit - wenn auch
knapper - linker Mehrheit. Der Linksblock bestehend aus SP, Grünen und Linksallianz
eroberte sieben zusätzliche Sitze und hält neu 51 von 100 Sitzen. Während die SP mit
sieben zusätzlichen Sitzen (22) erwartungsgemäss am kräftigsten zulegte, konnten die
Grünen, denen wegen des in Genf geltenden 7%-Quorums bereits die Abwahl aus dem
Grossen Rat prophezeit worden war, eher überraschend zwei Sitze zulegen (10). Ihre
Mandate gut verteidigt hat auch die Linksallianz, die 1993 aus der PdA, heimatlosen
Linken und SP-Abtrünnigen wie Ex-Stadtrat Christian Grobet entstanden war und auf
Anhieb 21 Mandate holte. Sie verlor nur zwei Mandate und etablierte sich damit als
linker Flügel des Parteienspektrums so stark wie in keinem anderen Kanton. Auf
bürgerlicher Seite mussten die Liberalen mit vier Sitzen den grössten Verlust verkraften.
Mit 23 Sitzen bleiben sie zwar stärkste Partei, die SP folgt ihnen aber auf dem Fuss. Die
FDP verlor einen (14), die CVP zwei (12) Sitze. Fast 7% der Wählerstimmen verloren FDP,
CVP und Liberale an zwei rechtsbürgerliche Listen, die Schweizer Demokraten (2,5%)
und "Respect de la volonté populaire" (4,5%), die das Quorum aber nicht schafften.
Damit halten die Linksparteien, die 47,2% der Stimmen auf sich vereinigten, nur in der
Anzahl der Sitze, nicht aber in Wähleranteilen, eine Mehrheit. FDP, CVP und Liberale
erhielten 45,9% der Stimmen. Die Frauen konnten ihren Sitzanteil von 36% halten,
womit sie gesamtschweizerisch weiterhin an der Spitze stehen. 18

WAHLEN
DATUM: 12.10.1997
EVA MÜLLER
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Der Innerhoder Grosse Rat kennt noch immer keine Fraktionen, weshalb die
Parteienzugehörigkeit nicht offiziell bekanntgegeben wird. Im kleinsten Kanton der
Schweiz werden die Kandidierenden traditionsgemäss von Vereinigungen und
Interessengruppen portiert. Erstmals versuchte nun die neu gegründete SVP mit einem
parteipolitischen Wahlkampf Einsitz in den Rat zu nehmen. Die Bezirksversammlungen
in Appenzell und Rüte, die immer noch unter freiem Himmel abgehalten werden,
goutierten den Vorstoss der SVP offenbar nicht. Der Grossrat blieb in festen Händen
der CVP-nahen Kräfte. Weil in Oberegg als einzigem Bezirk an der Urne gewählt worden
ist, war hier im Juni ein zweiter Wahlgang notwendig. Die Frauen konnten ihre
bisherigen neun Sitze im 46köpfigen Rat halten. 19

WAHLEN
DATUM: 13.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

Verliererin der Grossratswahlen war die Linke, die ihre äusserst knappe Mehrheit (51)
im 100-köpfigen Parlament einbüsste und nur noch 43 Abgeordnete stellt: Die SP
musste drei Sitze (19) und die Alliance de Gauche, die in den Parlamentswahlen auf eine
Listenverbindung mit der SP verzichtet hatte, gar sechs Sitze (13) abgeben. Die Grünen
hingegen konnten überraschend ein Mandat zulegen (11). Während die Liberalen (23),
die mit dem Schlagwort „Après quatre ans de gaucheries, tournez la page avec les
Libéraux“ angetreten waren, und die in der Mitte politisierende CVP (12) ihre
Delegationsstärke halten konnten, verlor die FDP zwei Mandate (12). Kommentatoren
führten die Verluste auf den Rechtsrutsch zurück, der sich unter anderem dadurch
ausdrückte, dass die Freisinnigen für die Staatsratswahlen einen pointiert bürgerlichen
Kandidaten als Ersatz für den zurücktretenden Intellektuellen Segond aufgestellt hatten.
Grosse Gewinnerin war die SVP, welche die 7%-Sperrklausel problemlos schaffte und
neu mit 10 Personen vertreten ist. Mit dem Slogan „Tous copains, tous capables!“ hatte
sie sich erfolgreich als einzige unverbrauchte Alternative zu den etablierten Parteien,
die von der Korruptionsaffäre in den Betreibungsämtern und Krisen in anderen
Staatsbetrieben betroffen waren, zu positionieren vermocht. Zugute gekommen war ihr
ausserdem ihr für Genfer Verhältnisse überdurchschnittlich grosses Wahlbudget, mit
dem sie der wenig freundlich gesinnten Presse, die ihr Wahlprogramm ignoriert oder
verzerrt dargestellt habe, begegnen wollte. Dass der Kanton mit dem traditionell
höchsten Frauenanteil der Schweiz in der diesbezüglichen Rangliste auf Platz 16
abrutschte (von 36% auf 23%), kann nicht allein auf den Einzug der SVP (Frauenanteil
10%) zurückgeführt werden. Mit Ausnahme der Grünen nahm der Anteil der gewählten
Frauen bei allen Parteien massiv ab (LP von 35% auf 13%, SP von 50% auf 42%, bei der
CVP gar von 17% auf 0%).
Genf hat als einziger Kanton ein Gesetz, das die Offenlegung der Parteifinanzen
verlangt. Sowohl die SVP als auch die Liberalen weigerten sich, ihre Sponsoren bekannt
zu geben, womit sie riskierten, Staatsbeiträge von einigen 10 000 Fr. zu verlieren. Die
Linke beabsichtigte, das Gesetz zu verschärfen und sah als Sanktion im Extremfall den
Verlust von Sitzen vor. Die Revision scheiterte jedoch, weil an der entscheidenden
Abstimmung zu viele linke Abgeordnete fehlten. 20

WAHLEN
DATUM: 07.10.2001
MAGDALENA BERNATH

Die Grösse des Innerrhoder Parlaments hängt von der Bevölkerungszahl ab. Im
Berichtsjahr wurde die Anzahl Sitze aufgrund der Ergebnisse der Volkszählung 2000 von
46 auf 49 erhöht. Der Grosse Rat kennt immer noch keine Fraktionen; deshalb ist es
schwierig, zuverlässige Angaben über die parteipolitische Zusammensetzung zu
machen. Die Kandidierenden werden traditionsgemäss von Vereinigungen und
Interessengruppen portiert. Bei den diesjährigen Wahlen kandidierten mehr Personen
als 1999. Gemäss NZZ konnten die Gewerbler ihre starke Stellung behaupten und
verfügen über gut die Hälfte der 49 Sitze. Der Frauenanteil sank auf 16,3% (1999:
19,6%). 21

WAHLEN
DATUM: 04.05.2003
ROMAIN CLIVAZ

Lors de l’élection au Grand Conseil (100 députés) d’octobre, le Mouvement des
Citoyens genevois, un regroupement nationaliste d’anciens membres de presque tous
les partis, a fait son entrée à l’Assemblée législative avec 9 parlementaires. L’extrême
gauche a quant à elle perdu ses 13 mandats et n’y est plus représentée. Bien qu’elle ait
totalisé près de 14% des voix, elle n’a pas atteint le quorum de 7%, car l’Alliance de
Gauche (Parti du Travail et Indépendants), Solidarités et communistes ne sont pas
arrivés à se mettre d’accord sur la question de la libre circulation des personnes dans le
cadre des Accords bilatéraux avec l’UE et ont donc refusé de faire liste commune. Les
Verts, qui ont profité de cette défaite, ont gagné cinq sièges et en occupent désormais
16. Par contre, les socialistes ne sont plus représentés que par 17 députés, soit une
perte de deux sièges. De leur côté, les partis bourgeois n’ont pas subi de pertes: les
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démocrates-chrétiens et les radicaux ont conservé leurs 12 sièges respectifs, et les
libéraux leurs 23 sièges. L’Union démocratique du centre a obtenu quant à elle 11
mandats (+1). Le taux de participation a été 40,7%. Les femmes occupent 31 sièges
(31,0%; 2001: 23,0%). 22

Das Parlament des Kantons Appenzell Innerrhoden, der Grosse Rat, hat 49 Mitglieder.
Es gibt keine Fraktionen, die Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind deshalb zwar
verschiedenen Interessengruppen, etwa dem Gewerbe oder den Bauern, nicht aber
Parteien zuzuordnen. Eine Aussage darüber, welche Kräfte bei den Wahlen im April
gestärkt wurden, ist deshalb schwierig. Der sehr tiefe Frauenanteil im Parlament des
Kantons Appenzell Innerrhoden stieg bei den Wahlen leicht an, von 16,3% auf 20,4%,
die Frauen halten damit neu 10 von 49 Sitzen.

WAHLEN
DATUM: 29.04.2007
SABINE HOHL

387 Personen bewarben sich für einen der 100 Sitze im Parlament des Kantons Genf.
Vor den Wahlen hielten die bürgerlichen und rechten Parteien (CVP, LP, FDP, SVP und
„Mouvement Citoyens Genevois“ MCG) eine deutliche Mehrheit mit 67 von 100 Sitzen.
Das MCG, das 2005 erstmals ins Parlament eingezogen war, richtete sich in seiner
Wahlkampagne gegen die Grenzgänger aus Frankreich. Diese nähmen den Genfern die
Arbeitsplätze weg. Die Rechtspartei traf damit offenbar auf Zustimmung bei einem Teil
der Bevölkerung, denn sie konnte ihre Sitzanzahl bei den Wahlen fast verdoppeln (neu
17 Sitze, +8) und war mit 14,8% die Partei mit dem dritthöchsten Wähleranteil nach den
Liberalen und den Grünen. Letztere überholten mit neu 17 Sitzen (+1) erstmals die SP
und waren die einzige Partei neben dem MCG, die an Parteistärke gewann (+1,5
Prozentpunkte). Die SP musste zwei Sitze abgeben (neu 15), FDP und CVP erhielten je 11
Sitze, beide verloren damit einen Sitz. Die Liberalen blieben trotz Verlusten die stärkste
Partei (20 Sitze, 2005: 23). Die SVP erhielt 8,6% der Stimmen und verlor 2 Sitze (neu 9).
Wie 2005 verpasste die äussere Linke das 7%-Quorum für den Einzug in das Parlament.
Dies obwohl PdA und „SolidaritéS“ diesmal, anders als 2005, gemeinsam angetreten
waren. Ihre Liste holte 6,4% der Stimmen. Zusammen mit der SVP hält die bürgerliche
Entente aus LP, CVP und FDP im neuen Parlament eine knappe absolute Mehrheit von 51
Stimmen. SVP und Entente kooperieren jedoch nicht immer und das MCG dürfte daher
zum Zünglein an der Waage werden. Da das MCG in sozialen Fragen teilweise mit der
Linken stimmt, sind die Mehrheitsverhältnisse im neuen Rat unsicher. Der Frauenanteil
im Parlament ging von 31,0% auf 27,0% zurück. Die Wahlbeteiligung lag bei 39,7%. 23

WAHLEN
DATUM: 11.10.2009
SABINE HOHL

In sieben Kantonen (AI, AR, BL, FR, LU, TI und ZH) wurden die Wählerinnen und Wähler
nicht nur zur Wahl der nationalen, sondern auch der kantonalen Repräsentanten
aufgerufen. Die im Frühjahr durchgeführten kantonalen Wahlen wurden dabei als
wichtige Gradmesser und Testläufe im Hinblick auf die nationalen Wahlen betrachtet.
Nur im Kanton Freiburg fanden die Wahlen nach den Nationalrats- und
Ständeratswahlen statt. Rückblickend erwiesen sich die kantonalen Wahlen allerdings
nur bedingt als Prognoseinstrumente für die nationalen Wahlen, zu stark sind die
kantonalen Eigenheiten. So kündigte sich zwar der herbstliche Vormarsch der neuen
Mitte bereits in den Kantonen an, aber eben nur in jenen Kantonen, in denen GLP und
BDP überhaupt antraten (BL, FR, LU, ZH). Anders als auf nationaler Ebene konnten die
SVP und die Grünen in einigen Kantonen zudem Gewinne verzeichnen. Deutlich waren
hingegen in fast allen Kantonen die Verluste der alten Mitteparteien FDP und CVP.
Kantonale Besonderheiten zeigten sich besonders deutlich im Tessin, wo ein veritabler
Rechtsrutsch zu verzeichnen war. Freilich feierte die Lega nicht nur kantonale Erfolge,
sondern konnte auch bei den nationalen Wahlen einen zusätzlichen Sitz gewinnen.

Die insgesamt erfolgreichste Partei bei den kantonalen Parlamentswahlen in den sieben
Kantonen war die GLP mit total 20 gewonnenen Mandaten.  In denjenigen Kantonen, in
denen sie neu antrat (BL, FR, LU), konnte sie insgesamt elf Sitze besetzen und in Zürich,
in dem Kanton also, in dem sie vor vier Jahren zum ersten Mal überhaupt aufgetreten
war, schaffte sie fast eine Verdoppelung ihrer Sitze von 10 auf 19. Auch die zweite Partei
der neuen Mitte, die BDP, war unerwartet erfolgreich. Sie war in den Kantonen Basel
Landschaft, Freiburg, Luzern und Zürich zum ersten Mal angetreten und konnte in drei
Kantonen insgesamt zwölf Sitze für sich beanspruchen. Einzig in Luzern ging sie leer
aus. Der Antritt der BDP schadete der SVP, von der sie sich abgespaltet hatte, wider
Erwarten nicht. Im Gegenteil, die SVP konnte insgesamt ebenfalls zwölf neue Mandate
verbuchen. Einzig in Zürich verlor sie zwei ihrer 56 Sitze, blieb aber dennoch mit
Abstand stärkste Partei. Die nationalen Verluste der Volkspartei zeichneten sich in den
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kantonalen Wahlen also nur sehr bedingt ab. Die kantonalen Gewinne und Verluste der
SP hielten sich in etwa die Waage. Die Sozialdemokraten konnten in den Kantonen
Appenzell Ausserrhoden, Freiburg und Luzern insgesamt acht Sitze zulegen, mussten
aber gleichzeitig in den Kantonen Basel Landschaft (-1), Tessin (-4) und Zürich (-1)
Sitzverluste in Kauf nehmen. Grosse Verluste in allen Kantonen (mit Ausnahme von AI)
mussten die CVP und die FDP hinnehmen. Gleich in drei Kantonen (BL, LU und ZH)
musste der Freisinn jeweils sechs Mandate abgeben. Zudem verlor die FDP je zwei Sitze
in Appenzell Ausserrhoden und im Kanton Freiburg. Im Tessin blieb sie mit vier
Sitzverlusten nur noch sehr knapp die stärkste Partei im kantonalen Parlament.
Insgesamt büsste die FDP im Berichtjahr also nicht weniger als 26 kantonale
Legislativmandate ein. Die CVP musste in den sechs Kantonsparlamenten (ohne AI)
insgesamt 22 Sitzverluste verkraften. Darunter fanden sich herbe Verluste in ihren
Stammlanden Luzern (-7 Sitze) und Freiburg (-6 Sitze). In beiden Kantonen blieben die
Christdemokraten allerdings stärkste Fraktion. Die Grünen konnten hingegen Erfolge
feiern. Während die GP in den Kantonen Zürich, Luzern und Freiburg zwar ihre
Wähleranteile, nicht aber ihre Sitzanteile ausbauen konnte, eroberte sie im Kanton
Basel-Landschaft einen und im Tessin gleich drei neue Mandate. Vielerorts wurden die
Erfolge der Grünen und der GLP mit einem Fukushima-Effekt, also mit der Sensibilität
der Wählerschaft für umwelt- und energiepolitische Fragen nach der Atom-Katastrophe
in Japan erklärt. Der grosse Erfolg der Grünen in den Kantonen – auch bei den
Regierungswahlen konnte die GP gleich in drei Regierungen einziehen (siehe unten) –
fand jedoch auf nationaler Ebene keine Entsprechung.

Bei den kleineren Parteien hielt die Niederlagenserie der Schweizer Demokraten weiter
an. Die SD verloren ihren Sitz in Basel und sind jetzt schweizweit nur noch im Kanton
Aargau in einer kantonalen Legislative vertreten. Die EDU konnte ihre fünf Sitze in
Zürich halten und half im Tessin auf einer Mischliste mit, die fünf Sitze der SVP zu
verteidigen. In den Kantonen Basel-Landschaft und Freiburg war die Union allerdings
nicht mehr angetreten. Die EVP musste insgesamt fünf Mandate abgeben. In Zürich
verlor sie drei Sitze (neu: 7) und in Appenzell Ausserrhoden und in Freiburg jeweils
einen Sitz. Im Kanton Freiburg war sie damit nicht mehr im Parlament vertreten. Im
Kanton Basel-Landschaft konnte sie ihre vier Mandate knapp verteidigen. Einen
Grosserfolg feierte die Lega im Kanton Tessin. Sie gewann sechs Sitze und war mit 21
Mandaten neu zweitstärkste Fraktion im Parlament des Südschweizer Kantons.
Überraschend zog im Tessin zudem die kommunistische Partei zusammen mit dem
„Movimento per il Socialismo“ mit einem Sitz ins Parlament ein. Die CSP konnte ihre vier
Sitze im Kanton Freiburg halten. Im Kantonsparlament von Zürich konnte die Alternative
Liste ihre Sitzzahl auf drei ausbauen (+1 Sitz). Ein Unabhängiger sass im Parlament im
Kanton Freiburg und 22 Unabhängige hatten Sitze in der Legislative des Kantons
Appenzell Ausserrhoden inne.

In drei der fünf Kantone, welche die Wahlbeteiligung ausweisen (nicht in AI und AR),
war diese im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen zurückgegangen. Im
Kanton Basel-Landschaft betrug der Rückgang 1,9 Prozentpunkte. Nur noch 35,1% der
Baselbieter Bevölkerung beteiligte sich an den Landratswahlen. Etwas höher (38,2%)
war dieser Anteil in Zürich, wo die Wahlbeteiligung im Vergleich zu 2007 (35,9%) leicht
angestiegen war. Leicht zurückgegangen war die Beteiligung hingegen auch im Kanton
Luzern und zwar von 44,8% (2007) auf 43,5% (2011). Fast genauso hoch war die
Wahlbeteiligung im Kanton Freiburg (43,4%). Hier hatte sie im Vergleich zu 2006
allerdings um 2,7 Prozentpunkte zugenommen. Über die Hälfte der Tessiner
Bevölkerung machte von ihrem Wahlrecht Gebrauch. Die 58,5% bedeuteten aber auch
in der Südschweiz im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen (62,1%) einen
Rückgang.

Auf die insgesamt 704 Sitze, die in den sieben Kantonsparlamenten zu vergeben waren,
wurden insgesamt 186 Frauen gewählt (26,4%). In drei Kantonen hatte der Frauenanteil
abgenommen. Im Kanton Freiburg verloren die Frauen drei Sitze. Der Anteil an Frauen
in der Freiburger Legislative betrug damit noch 20,9%. Je einen Sitz mussten die
Frauen im Kanton Appenzell Ausserrhoden und im Tessin abgeben. Während die
Appenzellerinnen noch mit 14 Kantonsparlamentarierinnen vertreten sind (21,5%),
waren die Tessinerinnen lediglich noch von neun Frauen repräsentiert (13,3%).
Verbessert hat sich die Frauenrepräsentation hingegen in den anderen vier Kantonen,
welche 2011 kantonale Wahlen abhielten. Rund ein Drittel Frauen sitzen in den
Kantonsparlamenten von Zürich (33,3%; +2 Sitze) und Basel-Landschaft (35,6%, +1 Sitz).
Gleich um sieben Sitze zulegen konnten die Frauen im Kanton Luzern, wo ihr
Repräsentationsgrad von 25% auf 30,8% anstieg. Im Kanton Appenzell Innerrhoden
wurde ebenfalls eine zusätzliche Frau ins Parlament gewählt, wo neu elf Abgeordnete

01.01.90 - 01.01.20 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



die Appenzellerinnen vertreten (22,5%). Gesamtschweizerisch war Ende 2011 rund ein
Viertel der kantonalen Parlamentssitze mit Frauen besetzt (25,2%). Im Vergleich zu 2010
(24,9%) und im Gegensatz zum nationalen Parlament war dieser Anteil also wieder leicht
angestiegen (die Vergleiche basieren auf den Resultaten der kantonalen Wahlen 2002
bis 2012; später nachgerückte oder zurückgetretene Frauen wurden zur Berechnung
der Frauenanteile nicht berücksichtigt). 24

An der Landsgemeinde, die wegen Ostern nicht am letzten Wochenende im April,
sondern am 1, Mai des Berichtjahres stattfand, beschloss die Appenzell Innerrhoder
Stimmbevölkerung, die bisher aufgrund der Bevölkerungsgrösse variierende Zahl der
Mitglieder des Grossen Rates auf 50 zu beschränken. Für die Wahlen ins Parlament,
die im gleichen Monat stattfanden, galt allerdings noch die alte Zahl, welche anhand der
Bevölkerungszahl in den Bezirken bestimmt wurde. Pro 300 Einwohner stand den
Bezirken jeweils ein Sitz zu. Für die Wahlen im Mai lag die Zahl – basierend auf der
Volkszählung aus dem Jahr 2000 – bei 49. In fünf der sechs Bezirke fanden am 8. Mai
die Wahlen in so genannten Bezirksgemeinden – also offen – statt, im Bezirk Oberegg
wurde die Wahl als Urnenabstimmung durchgeführt. Insgesamt kam es zu drei
Ersatzwahlen. Eine allfällige Parteizugehörigkeit der einzelnen Parlamentarier wird in
den offiziellen Dokumenten nicht aufgeführt. Parteikräfte oder -verschiebungen sind
deshalb nicht zu eruieren. Die Politik im Kanton Appenzell Innerrhoden spielt sich
zwischen der dominierenden CVP, einer kleinen SVP, einer „Gruppe für Innerrhoden“
und verschiedenen Verbänden ab. Der Frauenanteil im Grossen Rat lag nach den
Wahlen 2011 bei 22,4%. Die Frauen haben im Vergleich zu 2007 einen Sitz gewonnen.
Die Hauptaufgabe der Abgeordneten, die sich an fünf eintägigen ordentlichen
Sessionen pro Jahr treffen, ist die Vorberatung der Verfassungs- und Gesetzesvorlagen,
die an der Landsgemeinde beraten werden. Der Grosse Rat hat zudem eine
Kontrollfunktion, bewilligt die Jahresrechnung und legt das Budget fest. 25

WAHLEN
DATUM: 08.05.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr fanden in vier Kantonen Gesamterneuerungswahlen statt. Während
sich in Genf, Neuenburg und Solothurn der seit den nationalen Wahlen beobachtbare
Trend hin zu einem tripolaren System mit Gewinnen für die so genannte neue Mitte
mehr oder weniger bestätigte, wurde im Kanton Wallis die historische Vormachtstellung
der CVP zugunsten der SVP gebrochen. Alle vier Wahlen zusammen betrachtet, fallen
insbesondere die total 18 Sitzgewinne der SVP ins Auge. Vor allem in den Kantonen
Wallis (+ 9 Sitze) und Neuenburg (+ 6 Sitze) konnte die Volkspartei nicht nur einen
Zuwachs an Wählerprozenten sondern auch eine zusätzliche Regierungsbeteiligung als
Grosserfolg verbuchen (siehe dazu auch unten, Wahlen in kantonale Regierungen). Auch
die GLP konnte sich als Siegerin feiern lassen. Im Kanton Solothurn konnten die
Grünliberalen ihre Sitzzahl auf 4 verdoppeln und in Neuenburg errangen sie auf Anhieb
fünf Mandate. Im Kanton Genf reichte der Wähleranteil von 3% nicht für einen Sitz und
im Wallis war die GLP nicht angetreten. Der Erfolg der BDP fiel bescheidener aus: Zwar
erreichte die Partei weder in Genf noch in Neuenburg mehr als 1% der Wählerschaft,
konnte aber in Solothurn, wo sie ebenfalls zum ersten Mal antrat, zwei Sitze verbuchen.
Auch die BDP verzichtete im Kanton Wallis auf eine Teilnahme. Herbe Verluste,
insbesondere in den Kantonen Neuenburg und Genf musste 2013 die FDP hinnehmen.
Insgesamt gaben die Freisinnigen im Berichtjahr nicht weniger als 14 Parlamentssitze
ab. Immerhin konnten sie im Kanton Wallis ihre Sitzzahl halten und blieben in den
anderen drei (NE, GE, SO) Kantonen stärkste Partei. Im Wallis verfügte die CVP –
zusammen  mit der CSP – nach den Wahlen 2013 zum ersten Mal nicht mehr über die
absolute Mehrheit. Die Christdemokraten büssten sieben Sitze ein und mussten auch
im Kanton Solothurn Federn lassen (- 3 Sitze). In Neuenburg gelang der CVP dank
geschickter Listenverbindung der Gewinn eines Sitzes, was gleichzeitig bedeutete, dass
die Partei erstmals in allen kantonalen Parlamenten der Schweiz vertreten war. In
schlechter Erinnerung wird die Linke das Berichtjahr behalten. Die SP verlor insgesamt
acht Mandate: je drei in den Kantonen Wallis und Neuenburg und zwei im Kanton
Solothurn. Auch die Grünen büssten per Saldo acht Sitze ein, sieben davon alleine im
Kanton Genf. Auch die zwei Sitzverluste im Kanton Neuenburg konnten durch den
Sitzgewinn im Kanton Solothurn nicht wettgemacht werden. Freilich täuscht diese
gesamthafte Betrachtung der Jahresresultate über den Umstand hinweg, dass kantonale
Wahlen eigene Kontexte haben. Dies zeigt sich exemplarisch im Kanton Genf, wo der
Mouvement Citoyen Genevois (MCG) erneut grosse Erfolge feiern konnte und neu nicht
nur über 20 Mandate verfügte, sondern auch zweitstärkste Legislativkraft und
Regierungspartei wurde. Die SP und die GP mussten im Kanton Genf zwar Sitzverluste
hinnehmen, der Erfolg von Ensemble à Gauche (EaG) – die vereinigte extreme Linke
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eroberte neun Sitze – machte diese aber mehr als wett.

Die Betrachtung aller 26 kantonalen Parlamente Ende 2013 zeigt, dass die SVP mit den
Sitzgewinnen ihre Spitzenposition hinsichtlich der aggregierten kantonalen
Volksvertretung noch weiter ausbauen konnte: 562 aller 2559 kantonalen
Parlamentsmandate (exklusive AI), also mehr als jeder fünfte Sitz, werden von SVP-
Politikerinnen und Politikern besetzt. Die zweitstärkste Vertretung stellt die FDP, die
Ende 2013 noch 530 kantonale Sitze inne hatte (20,7%). Die CVP mit total 460
Legislativmandaten auf Kantonsebene (18%) und die SP mit 452 kantonalen
Parlamentssitzen (17,7%) sind etwas weniger stark vertreten. Die GP ist mit einem Anteil
von 7,2% aller kantonalen Sitze (183 Sitze) bereits etwas abgeschlagen von den grossen
vier. Die BDP (88 Sitze; 3,4%) und die GLP (78 Sitze; 3,0%) verfügten Ende 2013
zusammen immer noch über weniger Mandate als die GP. Die in zehn Kantonen
vertretene EVP, die im Berichtsjahr ihren Sitz im Kanton Solothurn verteidigen konnte,
ist mit 38 Mandaten die achtstärkste Partei auf kantonaler Ebene, gefolgt von der
alternativen Linken, die – in unterschiedlicher Zusammensetzung – insgesamt über 28
Sitze verfügt, die sie vor allem in der Westschweiz hält. Die noch in fünf Kantonen
vertretene EDU hat insgesamt 20 kantonale Legislativmandate inne. Verschiedene
kantonale Gruppierungen – etwa die Lega im Tessin, der MCG in Genf oder die
Parteiunabhängigen im Kanton Appenzell Ausserrhoden – belegen insgesamt 110 Sitze
(Bei den Angaben berücksichtigt sind die Sitzverteilungen unmittelbar nach den
jeweiligen kantonalen Wahlen; Verschiebungen während den Legislaturen, z.B. aufgrund
von Parteiwechseln - wie etwa im Kanton Freiburg, wo 2 BDP Grossräte zur CVP
wechselten - fliessen also nicht in die Berechnungen mit ein).

Der Trend abnehmender Frauenquoten in den kantonalen Parlamenten setzte sich
auch 2013 fort. Im Vergleich zu den Wahlen vor vier Jahren nahm der Frauenanteil in
drei der vier kantonalen Parlamenten, die 2013 gesamterneuert wurden, ab. In Genf und
Neuenburg verloren die Frauen je vier und im Wallis gar acht Sitze. Während sich im
Walliser Grossrat gleichzeitig auch das Durchschnittsalter erhöhte, wurde im Kanton
Solothurn das mittlere Alter der Abgeordneten tiefer. Zudem erhöhte sich hier auch der
Frauenanteil um 4 Sitze. Ende 2013 betrug der Frauenanteil in allen Kantonen
zusammen – wobei nur die jeweiligen Resultate unmittelbar nach den Wahlen
berücksichtigt werden - 24,6%, gegenüber 25,3% im Jahr 2011 und 25,1% im Vorjahr.

Die Wahlbeteiligung hat in drei der vier Kantone, in welchen 2013
Gesamterneuerungswahlen stattfanden, im Vergleich zu den Vorwahlen zugenommen.
Auffällig war der Anstieg vor allem im Kanton Wallis, wo über zwei Drittel der
Wahlberechtigten an die Urne ging. Dies wurde allerdings auch auf die gleichzeitig
stattfindende Abstimmung zum Raumplanungsgesetz zurückgeführt. Im Gegensatz dazu
nahm im Kanton Neuenburg nicht einmal mehr ein Drittel der BürgerInnen das
Wahlrecht wahr. Die tiefe und im Vergleich zu 2009 noch einmal gesunkene
Wahlbeteiligung von nur knapp 31% gab im Kanton zu reden. Zwar konnte sie zumindest
teilweise durch strukturelle und politische Probleme erklärt werden, trotzdem wurden
Stimmen laut, die gar die Legitimation des Neuenburger Parlamentes hinterfragten. 26

Mit der 2012 angenommenen Totalrevision der Genfer Verfassung änderten sich auch
einige Regeln für die Wahlen. Zum einen fanden die Wahlen für den Grand Conseil
(Legislative) neu gleichzeitig mit den Wahlen für den Conseil d’Etat (Exekutive) statt.
Um zu verhindern, dass ein neues Parlament und eine neue Regierung als erstes über
das Budget befinden müssen, wird die im Berichtsjahr anlaufende Legislatur nur von
November 2013 bis Frühling 2018 dauern, also lediglich viereinhalb Jahre. Ab 2018
sollen die Wahlen für die fünfjährigen Legislaturperioden dann jeweils im Frühling
stattfinden. Für die 100 am 6. Oktober neu zu bestellenden Parlamentssitze bewarben
sich 476 Personen auf zehn Listen, was eine Rekordzahl an Kandidierenden bedeutete
(2009: 390 Kandidierende auf 9 Listen). 33 Bisherige stellten sich nicht mehr zur
Verfügung. Die FDP, vor den Neuwahlen mit 31 Sitzen im Grand Conseil vertreten,
schickte 81 Kandidierende ins Rennen. Der Freisinn war dank der Fusion mit den
Liberalen im Jahr 2011 die stärkste Partei im Genfer Kantonsparlament. Es wurde
allerdings erwartet, dass die FDP diese Position nicht würde halten können und Federn
lassen müsste. Neun der Bisherigen FDP-Mandatsträger traten nicht mehr an. Bei den
Grünen wurde eine Wachstumskrise erwartet: Zwar war die Partei bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen 2009 zur zweitstärksten Partei aufgestiegen und hatte ihre
beiden Regierungssitze halten können, bei den nationalen Wahlen 2011 hatte die GP des
Kantons Genf aber eine Niederlage einfahren müssen. Zudem trat auch in Genf erstmals
die GLP an, die als starke Konkurrenz der GP betrachtet wurde. Erschwerend hinzu kam
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der Rücktritt von David Hiler aus der Regierung sowie von einigen Grossräten, die noch
der ersten Garde angehört hatten – die GP in Genf wurde 1983 gegründet. Tatsächlich
traten nur sechs der 17 bisherigen grünen Parlamentarier noch einmal an, zusammen
mit 36 weiteren Bewerberinnen und Bewerbern. Der Mouvement Citoyens Genevois
(MCG), nach dem Wahlerfolg von 2009 mit 17 Sitzen drittstärkste Partei im Grand
Conseil, trat mit nicht weniger als 99 Kandidierenden an, darunter rund ein Viertel
Frauen und alle 17 Bisherigen. Die Frage war, ob die Bewegung ihre Erfolge der letzten
kantonalen und nationalen Wahlen würde wiederholen können. Unklar war zudem, ob
und wie stark der rechte Schulterschluss mit der SVP von der Stammwählerschaft als
taktisches Spiel betrachtet werden und diese vergraulen könnte; immerhin behauptete
die Bewegung bisher von sich „ni de gauche, ni de droite“ zu sein. In der Budgetkrise,
von welcher der Kanton während Monaten durchgeschüttelt wurde, spannte der MCG
allerdings stark mit der SVP zusammen. Die SP, die seit 1997 (20,7%) nur Niederlagen
einstecken musste und nach den letzten Wahlen 2009 mit 12,9% Wähleranteil und noch
15 Abgeordneten im Grand Conseil sogar von den Grünen überholt wurde, wollte mit 44
Kandidierenden einen weiteren Rückgang des Wähleranteils verhindern. Die CVP trat
an, um ihre elf bisherigen Sitze zu verteidigen. Die mitgliederstärkste Partei im Kanton
Genf stagnierte seit einigen Legislaturen bei 10% Wählerstimmenanteil, profitierte aber
jeweils von der Entente mit der FDP. Auch für die Regierungswahlen spannten die
beiden bürgerlichen Parteien zusammen. Unter den 48 CVP-Kandidierenden sollten
auch die beiden Regierungskandidaten Luc Barthassat und Serge Dal Busco als
Lokomotiven Stimmen für die Christdemokraten holen. Die SVP, bisher mit neun Sitzen
im Parlament vertreten, präsentierte im Vergleich zu den Wahlen 2009 doppelt so viele
Kandidierende, nämlich 52. Das Wahlbündnis mit dem MCG, das allerdings nur für die
Parlaments- nicht aber für die Regierungsratswahlen beschlossen wurde (siehe unten),
sollte der in Genf vergleichsweise schwachen SVP zum Erfolg und zu einem Ausbau der
bisher 9 Mandate verhelfen. Ein möglicher Erfolg könnte sich – so wurde in der Presse
gemutmasst – auch dank der Präsidentin der Kantonalgenfer SVP und Nationalrätin
Céline Amaudruz einstellen, mit der die Partei ein Gesicht bekommen habe. Unter dem
Label „Ensemble à Gauche“ trat die extreme Linke mit 51 Kandidierenden aus
SolidaritéS, der Partei der Arbeit, Indépendents de Gauche, Défense des Aînés, des
Locataires, du Logement et du Social (DAL), La Gauche, Parti Communiste Genevois und
Action de Citoyen-ne-s et de Travailleurs-euses En lutte (ACTE) an. 2009 waren die DAL
sowie SolidaritéS/PdA noch mit zwei getrennten Listen angetreten, die total zwar 12,3%
der Stimmen holten, aufgrund des jeweils verpassten Quorums von 7% aber keinen Sitz
gewinnen konnten. Einer vereinigten linken Liste wurden 2013 deshalb Chancen auf
eine Rückeroberung eines Parlamentssitzes – seit 2005 war die extreme Linke, die 1993
noch 21 Sitze inne gehabt hatte, nicht mehr im Grand Conseil vertreten – und eine
Korrektur der übergrossen bürgerlichen Mehrheit in der Legislative eingeräumt. Drei
Parteien traten zum ersten Mal bei Wahlen im Kanton Genf an: die GLP, die BDP und die
Piratenpartei. Die GLP schickte 25 Kandidierende ins Rennen, die vom gleichzeitig auch
für die Regierung kandidierenden Kantonalpräsidenten Laurent Seydoux als Zugpferd
profitieren wollten. Ein Sitzgewinn der Grünliberalen wurde als möglich betrachtet, weil
sie bei den Gemeindewahlen von 2011 neun Sitze in den kommunalen Parlamenten
erobert hatten. Zudem wurde vermutet, dass zahlreiche mit der Fusion zwischen FDP
und LP unzufriedene, ehemalige Liberale ein potentielles Wählersegment für die GLP
darstellten. Die 7%-Hürde wurde für die beiden anderen Neulinge als zu hoch
betrachtet. Die Piraten stachen mit 17 Kandidierenden in See und auch auf der BDP-
Liste figurierten 17 Personen. Aufgrund fehlender Unterstützung durch andere Parteien
verzichtete die EVP auf eine Liste. Die hohe Zahl an Kandidierenden auf einzelnen
Listen und die Vorschrift, dass alle Listen mit dem gleichen Layout versehen sein
müssen, führte zu einer Polemik über die sehr kleine Schriftgrösse auf den Wahlzetteln.
Die Presse empfahl den Wählern, die Listen mit einer Lupe auszufüllen, nachdem die
Regierung einen Neudruck ablehnte. Als wichtigste Themen im Wahlkampf entpuppten
sich die im schweizweiten Vergleich relativ hohe Arbeitslosigkeit im Kanton Genf, die
bedrohlichen Finanzaussichten, die Verkehrspolitik und die hohen Mieten. Der MCG
versuchte zudem mit seinem zentralen Dauerthema „Grenzgänger“ Stimmung zu
machen. Darüber hinaus nutzte die Bewegung den Mordfall „Adeline“, um auf
populistische Weise das Thema Sicherheit für sich zu beanspruchen. Weil jede Partei
versuchte, mit ihrem Thema zu punkten, kam es relativ selten zu informativen
Debatten.

Die Wahlen Anfang Oktober brachten eine Bestätigung des tripolaren Systems aus drei
praktisch gleich starken Gruppen: die aus den Entente-Parteien CVP (10,6%
Wähleranteil; 2009: 9,9%) und FDP (22,4%; 2009 erreichten die FDP und die LP
zusammen 26,3%) bestehende Mitte, ein linker Pol aus Ensemble à Gauche (8,8%; 2009
erreichten die beiden Listen zusammen 12,2%), SP (14,4%; 2009: 12,9%) und Grünen
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(9,2%; 2009: 15,3%), sowie ein rechter Pol aus MCG (19,2%; 2009: 14,7%) und SVP
(10,3%; 2009: 8,6%). Federn lassen mussten insbesondere die FDP (neu: 24 Sitze) und
die Grünen (neu: 10 Sitze), die beide je sieben Sitze verloren. Weil Ensemble à Gauche
allerdings gleich neun Sitze eroberte und die SP ihre 15 Sitze halten konnte, konnte sich
der linke Pol trotz der Ohrfeige für die Grünen leicht auf insgesamt 34 Sitze verbessern.
Fünf zusätzliche Sitze eroberte Rechtsaussen: die SVP konnte um 2 Sitze zulegen (neu:
11 Sitze) und der MCG, neu zweitstärkste Partei hinter der FDP, eroberte drei zusätzliche
Mandate (neu: 20 Sitze). Rechts blieb damit mit total 31 Sitzen also etwas schwächer als
Links. Die Sitzgewinne an den Polen gingen auf Kosten der FDP, die allerdings mit fast
einem Viertel aller Sitze im Grand Conseil stärkste Partei blieb. Die Entente hielt
insgesamt 35 Sitze, da die CVP ihre elf Sitze verteidigen konnte. Die GLP (3,1%
Wähleranteil), die BDP (0,6% Wähleranteil) und die Piraten (1,6% Wähleranteil)
verpassten das Quorum deutlich. Für die Zukunft bedeutete die Bestätigung der
Dreiteilung weiterhin je nach Thema wechselnde Mehrheiten im Parlament. Allerdings
wurden bei transversalen Themen, insbesondere beim Budget, auch nicht auflösbare
Blockaden befürchtet. Die Stimmbeteiligung war mit 41,0% etwas höher als 2009
(39,5%). Im neuen Parlament sitzen neu 24 Frauen (24%). Der Frauenanteil war damit
zum zweiten Mal hintereinander rückläufig (2005: 31%; 2009: 28%). 27

Die Diskussionen um die kantonalen Wahlverfahren flauten auch 2014 nicht ab.
Während der Bundesrat dem reinen Majorzverfahren eher skeptisch gegenübersteht,
ist das Bundesgericht kulanter und lässt sowohl das Majorz- wie auch das
Proporzverfahren zu. Bei letzterem darf aber kein zu hohes Quorum gelten. Ein Sitz
sollte – so das höchste Gericht – mit einem Stimmenanteil von maximal 10% erzielt
werden können. Dies ist abhängig von der Grösse der einzelnen Wahlkreise. Ziemlich
vehement verlief die Debatte im Kanton Schwyz. 2013 hatte das Bundesgericht das neue
Schwyzer Wahlrecht – ein Mischverfahren aus Proporz und Majorz – aufgrund der zu
hohen Quoren als nicht konform beurteilt und der Nationalrat hatte die Erwahrung der
Kantonsverfassung, bzw. des Teils mit dem Wahlrecht abgelehnt. In der teilweise sehr
emotional geführten Debatte wehrte sich die SVP gegen den „schleichenden
Staatsstreich“ des Bundesgerichtes, gegen dessen Einmischung man sich zur Wehr
setzen wolle. Entsprechend machte sich die Volkspartei mit Hilfe einer Initiative zur
Einführung des Majorzes für eine einphasige Mehrheitswahl stark. Die anderen Parteien,
die sich im kantonalen Parlament unterstützt von der Regierung durchzusetzen
vermochten, bevorzugten hingegen den so genannten, bereits von den
Nachbarkantonen Zug und Nidwalden eingeführten "doppelten Pukelsheim". Das
Doppeltproporzverfahren, das in einem ersten Schritt die Mandate den Parteien über
den ganzen Kanton hinweg zuteilt und in einem zweiten Schritt die Sitze auf die
einzelnen Gemeinden verteilt, sichere eine repräsentative Abbildung aller politischen
Kräfte des Kantons im Parlament. Zu reden gab nicht nur die Opposition der SVP gegen
„deutsche Professoren, die sich nicht in urschweizerische Angelegenheiten
einzumischen hätten" – Friedrich Pukelsheim ist ein deutscher Mathematiker – sondern
auch die Höhe eines Quorums, das bei diesem Verfahren verhindern soll, dass zu viele
Kleinstparteien Erfolg haben. Als Kompromissvorschlag obsiegte schliesslich eine 1-
Prozent-Hürde. Das letzte Wort wird die Schwyzer Stimmbürgerschaft im März 2015
haben. Im Kanton Zug reichte die Piratenpartei gegen die hier beschlossene 3-Prozent-
Hürde eine Beschwerde ein. Die Zuger Stimmbevölkerung hatte bereits 2013 mit
grossem Mehr den doppelten Pukelsheim eingeführt. Allerdings forderte der Zuger
Regierungsrat in einer Standesinitiative die „Wiederherstellung der Souveränität der
Kantone in Wahlfragen“. Im Juli doppelte der Kanton Uri mit einer Standesinitiative
nach, die ebenfalls Souveränität der Kantone bei Wahlfragen als verfassungsgrundsatz
forderte. Beide Kantonsbegehren, die 2014 im Parlament noch nicht behandelt wurden,
waren eine deutliche Spitze gegen die Einmischung des Bundesgerichtes. Dieses wies
die Beschwerde der Piraten im Dezember ab. Damit wurde auch eine im September
2014 eingereicht Beschwerde der Zürcher Piratenpartei gegen die 5-Prozent-Hürde bei
den kantonalen Wahlen in Zürich obsolet. Auch im Kanton Uri läuft die Diskussion um
ein neues Wahlverfahren und auch im Urkanton ist der Unmut gegen die Bevormundung
gross. Im Kanton Graubünden fanden die Wahlen 2014 zwar noch nach dem reinen
Majorzverfahren statt – neben Graubünden nur noch in den beiden Appenzell Usanz –
dagegen machte sich allerdings Widerstand breit. 33 Stimmberechtigte – darunter auch
ehemalige Grossräte – reichten unmittelbar nach den Wahlen Beschwerde ein, da die
Stimmkraftgleichheit in den krass unterschiedlich grossen 39 Wahlkreisen verletzt sei.
Freilich haben sich die Bündner Stimmberechtigten zwischen 1927 und 2013 nicht
weniger als acht Mal gegen die Einführung eines Proporzverfahrens gewehrt, ähnlich
wie die Stimmberechtigten im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die Idee eines
proportionalen Verfahrens zwischen 1920 und 2008 sechs Mal an der Urne
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abgeschmettert worden war. Hängig ist hier allerdings eine 2011 eingereichte
Beschwerde gegen das Majorzverfahren. Zudem hiess die Ausserrhoder
Stimmbevölkerung im November 2014 mit einer grossen Mehrheit von 79.8% Ja-
Stimmenanteil eine Reform der Sitzverteilung gut, mit der die Stimmkraftgleichheit
verbessert werden soll. Weil jede der 20 Gemeinden bisher fix einen Sitz im 65-köpfgen
Kantonsrat hatte und die restlichen 45 Sitze dann nach Einwohnerzahl verteilt wurden,
waren die rund 60% der Bevölkerung, die in den fünf grössten Gemeinden wohnen, mit
lediglich 31 Sitzen (also nur zu 48%) im Kantonsparlament vertreten. Mit der
gutgeheissenen Reform wird die Vorverteilung des einen Sitzes aufgehoben und die
Sitzverteilung im Divisorverfahren vorgenommen, wobei allerdings auch
Kleinstgemeinden mindestens einen Sitz erhalten sollen. Dies hat zur Folge, dass die
grossen Gemeinden mehr Sitze erhalten – allen voran Herisau, das neu 18 statt wie
bisher 14 Abgeordnete stellt. Noch nie zur Debatte stand das Wahlverfahren im Kanton
Appenzell Innerrhoden. 28

Mit der 2011 revidierten Kantonsverfassung war die Sitzzahl für den Grossen Rat des
Kantons Appenzell Innerrhoden auf 50 Mitglieder fixiert worden. Bei den Wahlen 2011
hatten aufgrund der alten Berechnung noch 49 Sitze besetzt werden müssen. Die
bisherige Berechnung – ein Sitz pro 300 Einwohner eines der sechs Bezirke – wurde
zugunsten dieser Regelung aufgegeben. Jeder Bezirk soll aber mindestens vier Sitze
haben. Damit kam es für die  Parlamentswahlen Appenzell Innerrhoden 2015 zu
leichten Verschiebungen der Anzahl zu wählenden Mandate der verschiedenen Bezirke.
Rüte (neu 11 Mandate) und Schwende (neu 7 Mandate) gewannen je einen Sitz dazu und
Gonten (neu 4 Mandate) verlor einen. Für die restlichen drei Bezirke (Appenzell: 18;
Schlatt-Haslen: 4; Oberegg: 6) blieb die Sitzzahl unverändert.

Die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter findet mit Ausnahme des Bezirkes Oberegg
an Bezirksgemeinden mit offenem Handmehr statt. In der Regel werden dort die
Bisherigen bestätigt. Da das Parlament des Ostschweizer Halbkantons keine Fraktionen
kennt, wird die Zugehörigkeit der Grossrätinnen und Grossräte zu Parteien nicht
ausgewiesen. Der Wettbewerb unter neuen Kandidierenden findet deshalb in der Regel
zwischen Interessengruppen aus Bauern-, Gewerbe- und Arbeitnehmerkreisen statt,
wobei der Gewerbeverband bei den Wahlen 2015 die Oberhand behielt. Wie wenig
konfliktuell die Wahlen in Appenzell Innerrhoden sind, zeigt etwa der Umstand, dass im
Bezirk Schlatt-Haslen stille Wahlen stattfanden und in Gonten ein Kampf um die durch
den Mandatsverlust reduzierte Sitzzahl durch einen Rücktritt verhindert wurde.
Allerdings musste in Oberegg ein zweiter Urnengang eingeplant werden, weil eine der
zwei neuen Kandidatinnen das absolute Mehr um zwei Stimmen verpasst hatte. Die
einzig in Oberegg ausgewiesene Stimmbeteiligung von 27.9 Prozent lässt sich vermutlich
durch den geringen Wettbewerb erklären. Mit den insgesamt acht neuen Mitgliedern
stieg die Zahl der von Frauen besetzten Sitze im Parlament von 11 auf 14 an. 29
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En parallèle du premier tour de l'élection du Conseil d'Etat s'est déroulée l'élection du
Grand conseil genevois. Pour la nouvelle législature, le Parti radical de gauche et la
Gauche présentent 17 personnes sur leur liste, intitulée «Liste pour Genève». Cette
nouvelle formation se distancie des positions de la coalition Ensemble à Gauche (EàG).
Elle souhaite mieux défendre la laïcité que leurs collègues de gauche. Ensemble à
Gauche, formé par le Parti du travail, SolidaritéS et par la Défense des aîné-e-s, des
locataires, de l'emploi et du social, propose 68 personnes pour l'élection – ils avaient
déjà 9 sièges lors de la précédente législature. Avant la fin du délai de dépôt des listes,
le Parti du travail a demandé le retrait de la liste du secrétaire de SolidaritéS, Pablo
Cruchon, ainsi que de la candidate Maria Pérez en raison de conflit. Le parti craint
qu'ils ne ternissent la campagne. Les deux candidats ne seront pas rayés de liste.
Troisième parti avec le plus de sièges (15 sièges) au parlement durant la législature
2013-2018, les socialistes, lancent 54 personnes dans la course. Actuellement avec 10
sièges au parlement cantonal, 76 candidates et candidats se lancent à l'assaut pour les
Verts. Les Vert'libéraux, espérant siéger au Grand conseil, inscrivent 16 noms sur leur
liste. Ils aimeraient étendre le principe du pollueur-payeur à la mobilité, que l'Etat paie
durant deux ans la différence de LPP pour les chômeurs de plus de 50 ans et ils luttent
pour une vraie éducation numérique pour les jeunes. Pour le PDC ayant obtenu 11
mandats en 2013, 76 membres convoitent un siège pour 2018. Pour le PLR, 80
prétendantes et prétendants sont en lice. Le parti dénombrait 24 députées et députés
durant les cinq dernières années. Sur la liste du PBD figurent 15 candidatures. Le parti
participe pour la seconde fois aux élections cantonales, en 2013, il avait obtenu 0.5%
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des voix. Il propose de réduire le salaire des conseillères et conseillers d'Etat, ainsi que
de promouvoir l'accès à la propriété pour tout le monde. L'UDC lance 47 candidatures,
elle comptabilisait 11 sièges en 2013. En 2013, le MCG raflait 20 sièges. Cette année, il
présente le plus de candidatures, à savoir 103. Les deux partis de droite ont apparenté
leurs listes. L'entité Genève en marche (GeM), créé par l'ancien membre du MCG Eric
Stauffer, soumet 40 personnes, dont 4 sont des candidats sortants élus sous la
bannière du MCG en 2013. Une liste intitulée «Liste féminine» présente 19 candidates.
Outre leur combat pour l'égalité des sexes, elles bataillent contre les discriminations
raciales et homophobes, pour le droit de garde des pères et pour l'extension des droits
politiques des étrangers. Une liste citoyenne «Egalité et Equité» rassemble 8 femmes et
7 hommes, qui souhaitent plus d'humanité sur les questions liées à l'immigration,
davantage de transparence, un meilleur respect des lois et de la Constitution, ou plus
de prévention dans le système de santé, par exemple. Sur les 13 listes déposées figurent
au total 623 noms. 
Pour la campagne, les partis politiques auraient dépensé environ 3.3 millions de francs,
dont 1 million par GeM. La Liste pour Genève a offert un sixième de son budget de
campagne, soit 5'000 francs, équivalents à 38 affiches, à des associations locales.
L'idée est venue suite à l'annonce du montant des dépenses de campagne de
l'ensemble des partis. A dix jours de l'élection, Ensemble à Gauche appelle les partis
politiques à limiter les dépenses électorales. Genève en Marche a sollicité l'aide d'un
cabinet d'experts du porte-à-porte, mandaté précédemment par le président français
Emmanuel Macron, afin de rencontrer un potentiel électorat. Au sein de ses rangs, GeM
a dénoncé une de ses candidates qui tentait de vendre des voix. Celle-ci fut exclue du
parti. L'annonce de l'intention de la justice d'abandonner les charges à son encontre en
a étonné plus d'un. Une plainte a été déposée contre inconnu, par un candidat d'EàG,
afin d'obtenir des éclaircissements sur l'affaire. GeM a également été prié par le
mouvement français «La République En Marche» de changer de nom. Les partis
politiques, grâce aux dépôts de nombreuses initiatives cantonales, ont tenté d'imposer
leurs thèmes favoris – les caisses maladies pour le PDC, la gauche, le MCG et GeM, la
pollution pour les Verts, ou les frontaliers pour le MCG, par exemple. En conséquence,
aucun thème de campagne n'a été dominant. Les partis politiques se sont peu critiqués
mutuellement. 

Avec une participation de 38.7%, le MCG est le perdant avec une perte de 9 sièges
(9.4% des suffrages; -9.8 points de pourcentage de suffrages), soit près de la moitié de
ses sièges et la moitié de ses suffrages. Pour la prochaine législature, seuls 11 membres
pourront le représenter. L'UDC essuie également une défaite avec 3 sièges en moins
(7.3%; -3 points de pourcentage), il lui en reste 8. Les Verts progressent avec 5 sièges
supplémentaires et auront ainsi 15 représentantes et représentants (13.2%; +4 points
de pourcentage). Les libéraux-radicaux enregistrent également une hausse, avec 4
sièges en plus (25,2%; +2,8 points de pourcentage). Avec 28 sièges, il est le parti le plus
fort au parlement cantonal. Les socialistes obtiennent 2 sièges, ils atteignent 17 sièges
(15.3%; +1 point de pourcentage). Le PDC possède maintenant 12 sièges, soit un de plus
(10.7%; +0.1% point de pourcentage). La liste Ensemble à gauche maintient ses 9 sièges
(7.8%; -0.9 point de pourcentage) Les Vert'libéraux (1.6%; -1.5 point de pourcentage)
n'atteignent de nouveau pas cette année le quorum fixé à 7%. Genève en marche (4.1%;
+4.1 points de pourcentage) et la liste Femmes (3.3%; +3.3 points de pourcentage)
n'auront pas de représentantes et représentants non plus. Finalement, la liste Egalité et
Equité obtient 0.9% des suffrages (+0.9 point de pourcentage), la liste pour Genève
0.7% (+0.7 point de pourcentage) et le PBD 0.5% (-0.04 point de pourcentage).
L'Alternative, composée des Verts (15), du PS (17) et d'Ensemble à Gauche (9), atteint
donc un total de 41 sièges. L'Entente, formée par le PLR (28) et le PDC (12), comptabilise
40 sièges. Avec le MCG (11) et l'UDC (8) le Grand conseil reste légèrement dominé par les
forces droite-bourgoises. 30

Im Frühjahr 2019 erneuerte der Kanton Appenzell Innerrhoden sein
Kantonsparlament, den Grossen Rat, für die Legislatur 2019-2023. Wie immer fanden
diese Wahlen in den meisten Bezirken an Versammlungen statt, wobei die
Kandidierenden per offenem Handmehr ins Parlament gewählt wurden. Einzig in
Oberegg fand eine Urnenabstimmung statt. Die Verteilung der Sitze auf die Bezirke
blieb seit den letzten Wahlen konstant (Appenzell: 18; Rüte: 18; Schwende: 7; Oberegg:
6; Schlatt-Haslen: 4; Gonten: 4). Da im Grossen Rat traditionellerweise keine Fraktionen
gebildet werden, ist auch die Parteizugehörigkeit der Mitglieder nicht ausgewiesen. Klar
ist, die Anzahl Frauen im Rat sank verglichen mit den letzten Wahlen von 14 auf 12,
womit der Frauenanteil noch 24 Prozent beträgt. Als Nachfolgerin von Franz Fässler
wurde am ersten Tag der neuen Legislatur Monika Rüegg Bless zur neuen
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Grossratspräsidentin gewählt. 31

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die kantonalen Gesamterneuerungswahlen 2013 dürften der FDP nicht in guter
Erinnerung bleiben. Per Saldo verloren die Freisinnigen in den vier Kantonen, in denen
Parlamentswahlen stattfanden, nicht weniger als 14 Sitze. Herbe Verluste mussten sie in
der Westschweiz hinnehmen: Im Kanton Genf verlor die FDP sieben Mandate und im
Kanton Neuenburg deren sechs. Auch im Kanton Solothurn büsste die FDP einen Sitz
ein. Trösten konnten sich die Freisinnigen daran, dass sie in diesen drei Kantonen trotz
teilweise massiver Wählerverluste noch immer die stärkste Kraft in der kantonalen
Legislative blieben. Einzig im Kanton Wallis gelang es der FDP, trotz Misserfolg der
deutschsprachigen FDP Oberwallis, ihre Sitze zu halten. Die Sitzverluste führten dazu,
dass sich der Abstand zur SVP, die mit 562 aller 2'559 kantonalen Sitze Ende Berichtjahr
nach wie vor am stärksten in den kantonalen Parlamenten vertreten war, vergrösserte.
Die FDP war diesbezüglich aber mit total 530 Mandaten immer noch zweitstärkste
Partei.

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Das im Vorjahr verzeichnete Formtief der SVP bei kantonalen Parlamentswahlen wurde
im Berichtjahr wieder gedreht. Verlor die Partei 2012 bei den in acht Kantonen
stattfindenden Gesamterneuerungswahlen per Saldo noch 22 Sitze, so schlug Ende 2013
ein Gewinn von gesamthaft 18 Sitzen zu Buche. Insbesondere in den Kantonen Wallis (+9
Sitze) und Neuenburg (+ 6 Sitze) war die Ernte reich. Auch in Genf gewann die
Volkspartei trotz Konkurrenz durch den MCG zwei und in Solothurn einen zusätzlichen
Sitz. Insgesamt hielt die SVP mit 562 aller 2 559 kantonalen Parlamentsmandate
(exklusive AI) mehr als ein Fünftel aller kantonalen Sitze. 32
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DATUM: 02.05.2013
MARC BÜHLMANN

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in den sechs
Kantonen Zürich, Luzern, Basel-Landschaft, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell
Innerrhoden und Tessin stattfanden, musste die CVP einige Verluste verkraften.
Insgesamt gab die Partei in diesen sechs Kantonen sieben Parlamentsmandate und ein
Regierungsratsmandat ab. In ihrer Hochburg Luzern verzeichnete die CVP gar
dramatische Sitzverluste – ein Trend, der im Innerschweizer Kanton seit den kantonalen
Wahlen im Jahr 2011 zu beobachten ist. In Luzern verlor sie vier Sitze in der Legislative
(neu: 34 Sitze) sowie 3.4 Prozentpunkten der Wählerschaft (neu: 27.5%). Auch im
Kanton Tessin erlitt die CVP eine – wenn auch weniger bittere – Niederlage. Nicht nur
verlor die Partei in diesem Kanton ein Parlamentsmandat (neu: 16 Sitze) und einen
Prozentpunkt der Wählerschaft (neu: 17.6%), sondern kassierte auch die unerwartete
Abwahl des amtierenden Regierungsrates Paolo Beltraminelli. An Beltraminellis Stelle
wählte die Tessiner Stimmbevölkerung allerdings einen anderen CVP-Vertreter, nämlich
Raffaele De Rosa. Im Kanton Zürich verlor die CVP einen Sitz im Parlament, konnte aber
den Sitz in der Exekutive verteidigen. Im Kanton Basel-Landschaft, wo die CVP
traditionell eher schwach ist, konnte die Partei ihre Sitze sowohl in der Legislative (acht
Sitze) als auch in der Exekutive (einen Sitz) halten. Im Kanton Appenzell Ausserrhoden
verlor die CVP einen Parlamentssitz (neu: drei Sitze) und im Kanton Appenzell
Innerrhoden blieb sie dominierende Kraft in die Exekutive, trotz Verlust eines Sitzes
(neu: zwei Sitze) zugunsten von Parteilosen. 33

PARTEICHRONIK
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GIADA GIANOLA

Die SP verzeichnete bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im
Berichtsjahr in sechs Kantonen (ZH, LU, BL, AR, AI, TI) stattfanden, einige Erfolge. 
Im Kanton Zürich verlor die Partei zwar einen Sitz im Parlament (neu: 35 Sitze); sie
bestätigte aber ihre zwei Sitze in der Exekutive. Der Wähleranteil ging um 0.4
Prozentpunkte zurück (neu: 19.3 Prozent).
Im Kanton Luzern feierte die SP hingegen Erfolge. Der Wähleranteil stieg um 2
Prozentpunkte (neu: 13.8%) und die Genossinnen und Genossen konnten so um drei
Sitze in der kantonalen Legislative zulegen (neu: 19 Sitze). Der Eingang in die Exekutive
blieb der SP in Luzern aber auch bei den Wahlen 2019 verwehrt. 
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Im Rahmen des sogenannten Dreikönigstreffens, das im Januar stattfand, lancierte die
SP ihre Kampagne im Kanton Basel-Landschaft. Die Partei verfolgte hier eine klare
Wahlstrategie: Vorgesehen war, 10'000 Gespräche am Telefon und auf der Strasse
durchzuführen. Dies bestätigte Parteipräsident Adil Koller in einem Interview in der
Basellandschaftlichen Zeitung. Bis Mitte März, also gut zwei Wochen vor den Wahlen,
hatte die SP 4'500 Gespräche mit 200 Freiwilligen durchgeführt. Als weiteres Element
im Wahlkampf der Sozialdemokraten setzten sich alle Landratskandidierenden mit ihren
Freunden, Verwandten und Bekannten an einen Tisch, um über Politik zu reden. Diese
Kampagne entstand auch als Strategie gegen die von der FDP eingesetzte (und teils
umstrittene) «Door2Door»-Wahlkampagne. Die Strategie schien aufzugehen, gewann
die SP am Wahlsonntag doch einen zusätzlichen Sitz im Parlament (neu: 22 Sitze) und
holte sich vor allem den Sitz in der Regierung zurück. In die Exekutive wurde Kathrin
Schweizer gewählt. Die SP erhöhte zudem ihren Wähleranteil um knapp einen
Prozentpunkt (neu: 22.8 Prozent). 
Die Sozialdemokraten gewannen auch im Kanton Appenzell Ausserrhoden. Hier schaffte
es die Partei, zwei Sitze im Parlament zu erobern (neu: 9 Sitze). Zudem bestätigte sie
ihren Sitz in der Regierung. Der Wähleranteil stieg hier gar um 3.2 Prozentpunkte (neu:
14.7%).
Im Tessin bestätigte die SP ihre 13 Sitze im Parlament und den Sitz in der Regierung. Der
Wähleranteil betrug neu 17.1 Prozent, 2.25 Prozentpunkte mehr als im Jahr 2015 und die
Partei wurde damit wieder die vierte politische Kraft in der Südschweiz. Der
Parteipräsident Igor Righini zog entsprechend eine positive Bilanz, auch weil der Sitz
der SP in der Exekutive im Vorfeld der Wahlen von den bürgerlichen Parteien FDP und
SVP beansprucht worden war. Eine Befragung der Tessiner Zeitung Corriere del Ticino
hatte dieses mögliche Szenario mit Hilfe eines Wahlbarometers bestätigt: Die Umfrage
sagte voraus, dass die SP einen Sitzverlust riskiere. Die Wiederwahl von Manuele Bertoli
stellte für die Tessiner SP entsprechend einen wichtigen Erfolg dar.
Im Kanton Appenzell-Innerrhoden präsentierte die SP keine Kandidatur. 34

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen 2019, die in sechs Kantonen
stattfanden (ZH, LU, BL, AR, AI und TI) verzeichnete die SVP sowohl Sitz- als auch
Wählerverluste. Im Kanton Zürich verlor die kantonale SVP – die im Januar ihren
Wahlkampf mit den Themen Steuersenkungen, Sozialhilfeabbau und Sicherheit startete
– total neun von 54 Sitzen im Kantonsrat (neu: 45 Sitze). Lediglich 24 der 54 im Jahr
2015 gewählten SVP-Vertreterinnen und Vertreter kandidierten erneut. Die Partei verlor
in fast allen Gemeinden Wähleranteile. Insgesamt sank die Wählerstärke der SVP im
Kanton Zürich um 5.5 Prozentpunkte (neu: 25.5%). Die Volkspartei blieb aber die
stärkste Partei im Kanton Zürich. Diese bitteren Verluste machten deutlich, dass sich
die Partei in einer Abwärtsspirale befand – wie der Tages-Anzeiger schrieb. Eine
Abwärtsspirale, die bereits mit Verlusten bei den vergangenen kommunalen Wahlen
begonnen habe (vgl. Stadt Zürich und Winterthur). Gemäss Tages-Anzeiger lag der
Grund für die Verluste bei den kantonalen Wahlen darin, dass es der Partei nicht
gelungen sei, ihre Wähler und Wählerinnen zu mobilisieren. Die SVP hingegen gab den
Medien die Schuld für die Schlappe im Kanton Zürich. Albert Rösti – zitiert im Tages-
Anzeiger – äusserte den Vorwurf, dass das Staatsfernsehen «aus dem Klimastreik eine
nie da gewesene Propagandaschlacht gemacht» habe. Dies hätte – so der Präsident der
nationalen SVP – den Grünen und den Grünliberalen bei den Wahlen geholfen und sei
zulasten der SVP gegangen.
Auch im Kanton Luzern musste die SVP Verluste einstecken. Hier ging die Anzahl Sitze
im Kantonsparlament um sieben zurück (neu: 22 Sitze). Die Partei verzeichnete auch ein
Minus von 4.5 Prozentpunkten Wähleranteil (neu: 19.6 Prozent). Gründe für die Verluste
der SVP lagen wohl auch hier bei der fehlenden Thematisierung der Klimadebatte und
der ungenügenden Mobilisierung – obwohl Parteipräsidentin Angela Lüthold gegenüber
den Medien meinte, die SVP habe sehr gut mobilisiert.
Auch im Kanton Basel-Landschaft erlitt die SVP eine Niederlage. Im Landrat verlor sie
sieben Sitze (neu: 21 Sitze) und der Wähleranteil reduzierte sich um 4 Prozentpunkte
(neu: 22.7%).
Verluste kassierte die SVP auch im Kanton Appenzell Ausserrhoden. Hier verlor sie fünf
Sitze (neu: sieben Sitze) im Parlament. Der Wähleranteil ging um 4.1 Prozentpunkte
zurück (neu: 12.2%).   
Einzig im Kanton Tessin konnte die SVP zulegen und eroberte zwei Sitze im Parlament
(neu: 7 Sitze). Zudem gewann die Partei Wähleranteile in zahlreichen Gemeinden. Diese
positiven Resultate feierten Parteipräsident Piero Marchesi und die Parteisektion mit
einiger Euphorie.
Zusammenfassend war es hinsichtlich der kantonalen Wahlen aber ein bitteres Jahr für
die SVP. Ausser im Tessin verzeichnete die Partei Sitz- und Wählerverluste in allen
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Kantonen, in denen 2019 Wahlen stattfanden. 35

Linke und ökologische Parteien

Zwar waren die Grünliberalen im Wallis bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen
nicht angetreten, in den drei anderen Kantonen, in denen das Parlament neu gewählt
worden war, führte die Partei ihren Siegeszug aber fort. In Solothurn trat die GLP zum
zweiten Mal an und konnte ihre Sitzzahl von zwei auf vier verdoppeln. Während im
Kanton Neuenburg auf Anhieb fünf Sitze erobert werden konnten, reichten die 3,1%
Wähleranteil im Kanton Genf nicht für einen Sitzgewinn. Neuenburg ist neben Freiburg
und Waadt der dritte mehrheitlich französischsprachige Kanton, in dem sich die GLP im
Parlament etablieren konnte. Damit sind die Grünliberalen in mehr als der Hälfte der
Kantone in der Legislative mit insgesamt 80 Sitzen (von total 2 559 exklusive AI)
vertreten (ZH, BE, LU, ZG, FR, SO, BS, BL, SH, SG, GR, AG, TG, VD, NE), wobei die beiden
Sitze im Kanton Schaffhausen durch einen Parteiwechsel der Vertreter der ÖBS zur GLP
zustande kamen. Im Tessin konnte die GLP auch auf kommunaler Ebene – die
Grünliberalen traten für die Wahlen in Lugano an – bisher noch nicht Fuss fassen. Nach
wie vor kein Erfolg war der GLP auch bei Regierungswahlen beschieden. Zwar schickte
man bei den Erneuerungswahlen im Kanton Genf und bei den Ersatzwahlen im Kanton
Basel-Landschaft jeweils einen Kandidierenden ins Rennen, beide hatten allerdings
keine Chance.

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

2019 kann als das Erfolgsjahr der Grünen bezeichnet werden: Bei den kantonalen
Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in den sechs Kantonen Zürich, Luzern,
Basel-Landschaft, Appenzell-Ausserrhoden, Appenzell-Innerrhoden und Tessin
stattfanden, wurde eine von den Medien sogenannte «grüne Welle» ausgelöst, die der
Partei Erfolge in fast allen sechs Kantonen in Form von (neuen) Sitzen und einer
grösseren Wählerschaft bescherte. Bei den Zürcher Wahlen stieg der Wähleranteil der
Grünen um 4.7 Prozentpunkte auf 11.9 Prozent, was als historischer Sieg bezeichnet
wurde. Die Partei gewann neun Sitze im Parlament und etwas überraschend sogar einen
Sitz in der Regierung. In die Exekutive wurde Martin Neukom gewählt. Im Kanton Luzern
gewannen die Grünen acht Sitze im Parlament (neu: 15 Sitze) und einen Sitz im
Regierungsrat (neu: ein Sitz). Dieser grosse Erfolg ging auf Kosten der bürgerlichen
Parteien CVP, FDP und SVP. Das von den Grünen gesetzte Ziel von drei bis vier
zusätzlichen Sitzen wurde – so der Kantonalpräsident Maurus Frey in der Luzerner
Zeitung – «weit übertroffen». Die Partei konnte auch von einem Anstieg des
Wähleranteils profitieren: Dieser stieg um 5 Prozentpunkte auf 11.7 Prozent an. Die
Partei konnte auch die Wahl der jüngsten Kandidaten und Kandidatinnen im Kantonsrat
– um die 20 Jahre alt – für sich verbuchen. Auch im Kanton Basel-Landschaft feierten
die Grünen Erfolge. Hier gewann die Partei 6 Sitze im Parlament hinzu (neu: 14 Sitze).
Zudem bestätigte sie ihren Sitz in der Exekutive. Der Wähleranteil stieg um 5.6
Prozentpunkte (neu: 15.2 Prozent). Für die Erfolge der Grünen in Basel-Landschaft
wurden von der Basler-Zeitung verschiedene Gründe aufgezählt, so etwa das enorme
Engagement, die Glaubwürdigkeit einzelner Partei-Exponenten und -Exponentinnen
sowie die im Vergleich mit der Stadt weniger ausgeprägte Ideologie. Im Kanton Tessin
konnten die Grünen zwar keine Erfolge feiern, bestätigten aber immerhin die sechs
Sitze in der Legislative, wobei alle gewählten Kandidaten und Kandidatinnen neu
angetreten waren. Gewählt wurden dabei drei Frauen der insgesamt 50 Frauen auf der
Liste (von insgesamt 90 Kandidaten und Kandidatinnen). Der Wähleranteil im Südkanton
stieg um 0.6 Prozentpunkte – ein vergleichsweise kleiner Anstieg, der aber für den Co-
Koordinator Ronnie David sehr bedeutend sei, wie er im Corriere del Ticino berichtete,
da die Partei im Südkanton die vergangenen vier von vielen parteiinternen Konflikten
gekennzeichneten Jahre damit insgesamt positiv überlebt habe. Die Partei schaffte es
allerdings nicht, einen Sitz in der Exekutive zu erobern. Die Wahlresultate im Kanton
Tessin legen nahe, dass die «grüne Welle» den Südkanton eher nicht erreicht hat. In
den beiden Appenzell, in denen 2019 ebenfalls kantonale Wahlen stattfanden, traten die
Grünen nicht an. 
Zusammenfassend halfen die auf der Strasse manifestierten Klimaproteste den Grünen,
ihren Wähleranteil in den Kantonen zu erhöhen und neue Sitze in Kantonsparlamenten
und -regierungen zu erobern. Der Sonntags-Blick resümierte: «Der Klimaprotest ist von
der Strasse an die Wahlurnen angelangt». Die Grünen gewannen, weil sie neue Wähler
und Wählerinnen mobilisiert hätten, vermutete so Claude Longchamp in der Schweiz
am Wochenende. Die Partei habe erfolgreich Junge, Frauen und Bauernvertreter und
-vertreterinnen überzeugen können. 36
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Liberale Parteien

Bei den kantonalen Gesamterneuerungswahlen, die im Berichtsjahr in sechs Kantonen
(ZH, LU, BL, AR, AI, TI) stattfanden, testete die FDP mit sogenanntem «Door2Door» eine
neue Wahlkampfstrategie: In den Kantonen Zürich, Luzern und Basel-Landschaft führte
die Partei Hausbesuche durch, um in direkten Kontakt mit der Wählerschaft treten und
so die Wähleranteile erhöhen zu können. Die FDP arbeitete mit einer App, die jeden
Strassenzug nach sozialer Zusammensetzung sortierte. Dies sollte sichtbar machen, wo
sich ein Wählerkontakt lohnte. Dieses Tool wurde im Kanton Basel-Landschaft stark
kritisiert, wie die lokale Presse mitteilte. Ob die Strategie funktionierte, liess sich an
den Wahlergebnisse nur bedingt ablesen. Im Kanton Zürich verlor die FDP zwei Sitze im
Parlament (neu: 29 Sitze) und einen ihrer beiden Regierungsratssitze. Eine Tages-
Anzeiger-Umfrage, durchgeführt vom Forschungsinstitut Sotomo, hatte bereits darauf
hingedeutet, dass der zweite Regierungsratssitz der FDP auf der Kippe stehen würde.
Gewählt wurde Martin Neukom von den Grünen. Der Wähleranteil des Zürcher Freisinns
ging um 1.6 Prozentpunkte zurück (neu: 15.7%). Nach der Schlappe der FPD in Zürich
wurden interne Kritiken am Kurs der Partei laut, wie der Tages-Anzeiger einige Tage
nach den Wahlen berichtete. Kritisiert wurde vor allem die klimapolitische
Kursänderung, die Parteipräsidentin Petra Gössi Mitte Februar 2019 angekündigt hatte.
Mit dieser Kursänderung seien die grünen politischen Kräfte begünstigt worden. Auch
im Kanton Luzern musste die FDP Verlusten einfahren. Hier verlor sie drei Sitze in der
Legislative (neu: 22 Sitze), konnte aber ihren Regierungsratssitz verteidigen. In Luzern
hatte sich die FDP 1.5 Prozentpunkte Zuwachs an Wähleranteil zum Ziel gesetzt;
stattdessen verlor sie gut 1.5 Prozentpunkte. Im Kanton Basel-Landschaft hingegen
konnte die FDP ihre Sitze in der Legislative (17 Sitze) verteidigen, verlor aber einen Sitz
in der Regierung (neu: ein Sitz). Auch im Kanton Tessin kassierte die Partei eine
Niederlage. Hier verlor sie einen Sitz im Parlament (neu: 23 Sitze) und der Wähleranteil
ging um 1.4 Prozentpunkte zurück. Einzig im Kanton Appenzell-Ausserrhoden konnte die
FDP einen Sitz im Parlament gewinnen (neu: 24 Sitze). Zusammenfassend musste die
FDP somit Sitzverluste in fast allen Kantonen verzeichnen. 37
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